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1   Globalisierung und Wettbewerb

1.1   Einzelne Aspekte

Globalisierung bedeutet eine zunehmende internationale Verflechtung der Wirt-

schaftsbeziehungen. Die Unternehmen und Märkte wachsen über die regionalen

und nationalen Grenzen hinaus. Dieser Prozess ist keineswegs neu, sondern schon

seit vielen Jahrzehnten im Gange. Sein Ausmaß und seine Bedeutung haben indes

seit Beginn der neunziger Jahre erheblich zugenommen. Für diese Entwicklung

sind verschiedene Faktoren verantwortlich. Hierzu gehören insbesondere der

schrittweise Abbau der internationalen Handelshemmnisse und Investitionsbe-

schränkungen seit dem 2. Weltkrieg, die enorme Verringerung der Transportko-

sten, der plötzliche Zusammenbruch der Zentralverwaltungswirtschaften Ende der

achtziger Jahre sowie der rasante Fortschritt in der Informations- und Kommuni-

kationstechnologie.

Die Globalisierung bietet Chancen, aber auch Risiken. Sie enthält nach Auffas-

sung von Stiglitz „the power to do enormous good“1. Die Volkswirtschaften vieler

Staaten sind dank der Öffnung ihrer Märkte für den internationalen Handel sehr

viel schneller gewachsen, als es ansonsten der Fall gewesen wäre.2 Mit der Globa-

lisierung intensiviert sich der Wettbewerb. Das gilt vor allem für die Produkt-

und Finanzmärkte. So können im jeweiligen Land nicht nur heimische, sondern

auch ausländische Güter und Dienstleistungen erworben werden. Damit verstärkt

sich der Wettbewerbsdruck auf die traditionellen Angebote.

Da Güter und Dienstleistungen stets an bestimmten Standorten hergestellt wer-

den, geht der Produktwettbewerb in der Regel mit einem Standortwettbewerb ein-

her. Verschiedene Standorte konkurrieren im Interesse ihrer immobilen Faktoren

um die Ansiedlung mobiler Ressourcen. Das gilt insbesondere hinsichtlich Kapi-

tal, technischen Wissens und hoch qualifizierter Arbeitskräfte. Da jeder Standort

einer bestimmten Gebietskörperschaft bzw. Jurisdiktion zugeordnet werden kann,

                                                          
1 Stiglitz (2002), S. 20.
2 Vgl. Stiglitz (2002), S. 4.
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wird statt von Standortwettbewerb auch von (inter-)jurisdiktionellem Wettbe-

werb gesprochen.

Zu den standortbezogenen Wettbewerbsparametern gehören vor allem Institutio-

nen. Der Begriff der Institution soll im Folgenden weit abgegrenzt werden. Er

umfasst alle Regeln, die das Verhalten der Individuen leiten. Dazu gehören Geset-

ze und Verträge, aber auch Organisationen und Konventionen. Diese und weitere

Institutionen können einen Standort begünstigen oder benachteiligen. Noch stärker

als im Standortwettbewerb werden im institutionellen Wettbewerb3 Politiker als

Anbieter aktiv. Und da gerade die Institutionen das jeweilige Wirtschafts- und

Gesellschaftssystem prägen, werden die Begriffe institutioneller Wettbewerb und

Systemwettbewerb vielfach synonym verwandt.

Produkt-, Standort- und institutioneller Wettbewerb dürfen dagegen nicht

gleichgesetzt werden. Treten beim Produktwettbewerb Unternehmen als Anbieter

auf, so stehen sie beim Standort- und beim institutionellen Wettbewerb auf der

Nachfragerseite. Standort- und institutioneller Wettbewerb weisen vielfältige Ge-

meinsamkeiten auf. Sie haben eine relativ große Schnittmenge.4 Allerdings gibt es

auch zahlreiche Standortfaktoren, die nicht institutionell, sondern beispielsweise

klimatisch bedingt sind. Auf der anderen Seite werden institutionelle Faktoren

nicht nur fallweise von den Unternehmen bzw. mobilen Faktoren bei ihren Stand-

ortentscheidungen, sondern auch periodisch von den Wählern sowie permanent

von den Verbänden im politischen Wettbewerbsprozess berücksichtigt.

Ähnlich wie beim Produkt- und beim Standortwettbewerb sind auch beim institu-

tionellen Wettbewerb bestimmte Ergebnisse im Sinne von Mustervoraussagen

(pattern predictions5) zu erwarten. Diese werden üblicherweise als Wettbewerbs-

funktionen bezeichnet. Hierzu gehört in erster Linie die Entdeckungsfunktion.

Durch den institutionellen Wettbewerb erfahren die Individuen von institutionel-

len Alternativen. Dabei werden sie nicht nur über die Existenz, sondern auch über

                                                          
3 Häufig wird der institutionelle Wettbewerb noch in fiskalischen und regulatorischen Wettbewerb

unterteilt. Vgl. Oates (2002).
4 Vielfach werden diese beiden Wettbewerbsarten auch gleichgesetzt, vgl. etwa Kerber (2000).
5 Hayek (1968), S. 6.
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die Effizienz alternativer Institutionen informiert. Aus der Entdeckungs- ergibt

sich die Kontrollfunktion. Bei institutionellem Wettbewerb können die Individuen

überprüfen, wie effizient sie von den Politikern mit Institutionen versorgt werden.

Zeigen sich entsprechende Ineffizienzen, haben sie die Möglichkeit, mit Kritik

(voice) oder sogar mit Abwanderung (exit) zu reagieren.6 Bereits im Vorfeld, aber

auch als Konsequenz derartiger Reaktionen können die Politiker nach attraktiven

Alternativen suchen und mit institutionellen Innovationen aufwarten. Dabei mag

es sich um Imitationen bereits vorhandener Institutionen oder um völlig neue

Kreationen handeln. Doch damit ist schon wieder die Entdeckungsfunktion des

institutionellen Wettbewerbs angesprochen.

In der Regel erbringt der Wettbewerbsprozess die soeben skizzierten Wettbe-

werbsfunktionen. In diesen Fällen wird von einem funktionsfähigen Wettbewerb

gesprochen. Allerdings können sich auch Ausnahmen von der Regel ergeben. Jetzt

liegen möglicherweise einzelne Fälle von Wettbewerbsversagen vor.7 Ein erster

Fall ist gegeben, wenn die Gesamtnachfrage nach einer Leistung am effizientesten

von einem Alleinanbieter befriedigt werden kann. In diesem Fall spricht man von

einem natürlichen Monopol. In einem zweiten Fall existiert zu wenig Wettbewerb.

Liegt die Ursache in relativ hohen Transaktionskosten auf der Seite der Nachfra-

ger, wird von transaktionalem Wettbewerbsversagen gesprochen. In einem dritten

Fall besteht dagegen zu viel Wettbewerb. Der Wettbewerbsdruck ist jetzt so groß,

dass sich die Anbieter fortgesetzt unterbieten, bis sie leistungsunfähig geworden

sind. Damit ist die ruinöse Konkurrenz angesprochen.

                                                          
6 Zu diesen beiden Reaktionsweisen auf Ineffizienzen bei Unternehmen, Organisationen und

Staaten vgl. Hirschman (1974), S. 17 ff.
7 Zum Folgenden vgl. auch Eickhof (1993), S. 214 ff.
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1.2   Unterschiedliche Bewertungen

Der Prozess der Globalisierung und des damit einhergehenden, intensivierten in-

stitutionellen Wettbewerbs wird unterschiedlich bewertet. Optimisten stehen Pes-

simisten gegenüber. Entscheidend ist die Einstellung zur Leistungsfähigkeit von

Markt und Wettbewerb auf der einen sowie des Staates auf der anderen Seite.

Letztlich geht es darum, ob der Staat als „Problem“ oder als „Lösung“ betrachtet

wird.

Die Optimisten vertrauen auf die bekannten Wettbewerbsfunktionen. Globalisie-

rung trage dazu bei, dass die Individuen sowohl mit besseren Produkten als auch

mit effizienteren Institutionen versorgt werden. Konkret komme es nicht nur zu

einer stärkeren Ausrichtung des Angebots von Gütern und Dienstleistungen an den

Bedürfnissen der Nachfrager, sondern auch zu einer stärkeren Übereinstimmung

der Aktivitäten des Staates mit den Präferenzen der Bürger.8 Die freiheitsgefähr-

dende Übermacht des Staates werde jetzt beschränkt. Man spricht daher auch von

„Taming of Leviathan“9.

Die Pessimisten befürchten dagegen den Verlust der nationalstaatlichen Hand-

lungsspielräume der Staaten. Im Einzelnen können nun verschiedene Gruppierun-

gen unterschieden werden, angefangen bei den dezidierten Globalisierungsgeg-

nern bis hin zu neoklassischen Wettbewerbsskeptikern. Nach dem Credo der

ersteren mache sich der entfesselte Kapitalismus die Nationalstaaten untertan.

Diese müssten das durchführen, was die ungezügelten Ströme von Kapital, Sach-

gütern und Dienstleistungen diktierten.10 Auch für die neoklassischen Wettbe-

werbsskeptiker ist ein funktionsfähiger institutioneller Wettbewerb nicht vorstell-

bar. Da es die Aufgabe der Staaten sei, Marktversagen auf den Produktmärkten zu

bekämpfen, könnten sie nicht auf politischer Ebene miteinander in sinnvolle Kon-

kurrenz treten.11 Beide Seiten gehen letztlich davon aus, dass institutioneller

                                                          
8 Vgl. bereits Tiebout (1956) sowie aus neuerer Sicht Siebert (2000). Eine ähnliche Position wird

ferner vertreten bei Siebert/Koop (1993), Vanberg/Kerber (1994), Streit (1996), Siebert (1998),
Streit/Kiwit (1999).

9 Sinn, St. (1992).
10 Zu dieser Position vgl. insbesondere die vielfältigen Verlautbarungen der Organisation Attac.
11 Hierzu vgl. vor allem Sinn, H.-W. (1997a), S. 248, (1997b), S. 10 ff., (2002), S. 398 f.



6

Wettbewerb nicht funktionsfähig, sondern ruinös sei. Er bewirke eine Abwärtsspi-

rale bei den nationalstaatlichen Aktivitäten. Es komme zu einem „Race to the

bottom“12. Zur Bekämpfung dieses Wettbewerbsversagens wird von den Globali-

sierungsgegnern eine neue (ökologische und solidarische) Weltwirtschaftsordnung

mit einer stärkeren Harmonisierung der Institutionen und Zentralisierung der

Entscheidungen gefordert, während sich die Wettbewerbsskeptiker mit einer Ex-

ante-Koordination bestimmter Politikbereiche begnügen.

Die Pessimisten bekommen in letzter Zeit immer mehr Zulauf. Ihre Befürchtungen

sollen daher im Mittelpunkt der folgenden Untersuchung stehen. Zunächst wird

ein maßgeblich von MacDougall13 und Kemp14 entwickeltes Modell skizziert, das

die pessimistische Prognose bezüglich bestimmter Politikbereiche unterstützt.

Danach sollen diese Modellimplikationen auf andere Politikbereiche übertragen

werden. Alle Modellprognosen werden jeweils mit der Empirie konfrontiert.

Sollten sich Differenzen ergeben, ist anschließend nach den Ursachen und ab-

schließend nach den wirtschaftspolitischen Konsequenzen zu fragen.

                                                          
12 Revesz (1994).
13 MacDougall (1960).
14 Kemp (1964).
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2   Das MacDougall-Kemp-Modell
des institutionellen Wettbewerbs

2.1   Modellprämissen und -implikationen

Im MacDougall-Kemp-Modell15 wird institutioneller Wettbewerb unter der An-

nahme analysiert, dass die Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit unterschiedli-

che Mobilitätsgrade aufweisen. Im Einzelnen wird der Faktor Kapital als mobil,

der Faktor Arbeit dagegen als größtenteils immobil betrachtet. Im Unterschied zu

anderen Modellen vergleichen die mobilen Faktorbesitzer nun die institutionellen

Alternativen lediglich hinsichtlich der Besteuerung.16 Auf der anderen Seite ver-

suchen die einzelnen Jurisdiktionen, die Wohlfahrt der einheimischen Bürger zu

maximieren. Unter Variation des Parameters Kapitalsteuern konkurrieren sie um

Kapital, da eine bessere Kapitalausstattung höhere (Arbeits-)Einkommen ver-

spricht. Senkt eine Jurisdiktion diese Steuern, kommt es zur Zuwanderung von

Kapital aus anderen Jurisdiktionen (Mobilitätsthese). Versuchen jedoch alle Ju-

risdiktionen, sich durch Kapitalsteuersenkungen individuell besser zu stellen, tritt

ein nicht erwünschtes Ergebnis ein. Diese, dem Gefangenendilemma vergleichba-

re Situation führt letztlich dazu, dass alle immobilen Faktoren schlechter gestellt

werden. Sinken die Kapitalsteuersätze bis auf Null, wird also die gesamte Steuer-

last von den immobilen Faktoren getragen, erhalten letztere ein niedrigeres Netto-

einkommen als in der Ausgangssituation (Race-to-the-bottom-These).

Das traditionelle Niveau der öffentlichen Güter bleibt nun so lange bestehen, wie

zu deren Finanzierung die immobilen Faktoren herangezogen werden können. Ist

dies nicht mehr möglich, kommt es zu einer Unterproduktion öffentlicher Güter.

Eine Besteuerung der mobilen Faktoren zur Finanzierung staatlicher Leistungen

für die Gesamtheit der Bürger ist indessen nach dem MacDougall-Kemp-Modell

nicht durchführbar. In der Logik dieses Modells besteht für die mobilen Faktoren

kein Anreiz zur Finanzierung einer Umverteilung. Vielmehr vertrauen sie darauf,

dass die von ihnen durchaus gewünschte soziale Grundsicherung von den immo-

                                                          
15 Zu den folgenden Ausführungen vgl. Eickhof/Isele (2002), S. 961 ff.
16 Anders als im MacDougall-Kemp-Modell werden im Oates-Schwab-Modell auch noch die Um-

weltstandards behandelt. Vgl. Oates/Schwab (1988). Darüber hinaus sollen im Folgenden noch
zwei weitere institutionelle Variable problematisiert werden.
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bilen Faktoren gewährleistet wird. Je ärmer jedoch die immobilen Individuen sind,

desto geringer ist der Umverteilungsspielraum. Im Extremfall droht ein Ende der

Umverteilungspolitik (Umverteilungsthese). Nur so viel zum MacDougall-

Kemp-Modell. Wenden wir uns nunmehr kurz der empirischen Seite zu.

2.2   Empirische Evidenz

Lassen sich in der Realität Abwanderungen in Jurisdiktionen mit geringerer Ka-

pitalsteuerbelastung beobachten, und hat sich somit die MacDougall-Kempsche

Mobilitätsthese bewährt? Studien zu den Strömen der internationalen Direktinve-

stitionen demonstrieren, dass (Kapital-)Steuern, aber auch öffentliche Leistungen

von Bedeutung für die Standortwahl sind, allerdings keine allzu starke Signifikanz

aufweisen.17 Auf nationaler Ebene haben Steuern demgegenüber einen signifikant

negativen Einfluss auf die Standortentscheidung. Hierbei sind zudem nicht nur

Unternehmenssteuern, wie die Körperschaftsteuer, sondern auch Einkommensteu-

ern von Bedeutung.18 Ferner spielt die im MacDougall-Kemp-Modell vernachläs-

sigte Leistungsseite der staatlichen Aktivitäten in der Realität eine wichtige Rolle.

Insbesondere die Infrastruktur und die Ausgaben für öffentliche Sicherheit wirken

sich positiv auf die Wanderungsentscheidungen der Unternehmen aus.19 Und an-

dere Faktoren als die fiskalischen spielen ebenfalls eine wichtige Rolle.20

Führt nun die fiskalisch induzierte Mobilität gemäß der MacDougall-Kempschen

Race-to-the-bottom-These zu einer Nullbesteuerung der mobilen Faktoren? Ein

Blick auf die Besteuerung von Direktinvestitionen in den OECD-Ländern bestätigt

diese Befürchtungen nicht. Die effektive Steuerbelastung der Investitionen in den

meisten OECD-Ländern ist seit 1980 zwar zurückgegangen, im Durchschnitt je-

doch lediglich um zehn Prozent.21 Auch die Körperschaftsteuereinnahmen der

OECD-Länder weisen eine beträchtliche Stabilität auf. Insgesamt lässt sich in den

letzten 20 Jahren nur ein leichter Rückgang ihres Anteils am Gesamtsteuerauf-
                                                          
17 Vgl. Feld (2000), S. 98 ff.
18 Vgl. Feld (2000), S. 122 f.
19 Vgl. Feld (2000), S. 120 ff.
20 Vgl. etwa Dunning (1993).
21 Vgl. Huber (1997), S. 247.
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kommen feststellen, wobei dieser Anteil zwischen 1990 und 1999 sogar um ca.

zehn Prozent gestiegen ist.22 Anders kann es sich mit den Auswirkungen des in-

stitutionellen Wettbewerbs auf die Besteuerung von Finanzkapital verhalten. So-

gleich nach der Ankündigung einer Quellensteuer auf inländische Zinseinkommen

zum 1. 1. 1989 durch die deutsche Bundesregierung wanderte in kurzer Zeit so

viel Kapital ins Ausland ab, dass die Steuer schon vier Monate nach ihrer Einfüh-

rung wieder abgeschafft werden musste.23

Wie sieht es schließlich mit der empirischen Evidenz bezüglich der prognosti-

zierten Einschränkung der Umverteilungsspielräume durch den institutionellen

Wettbewerb aus? Mehrere Argumente sprechen dafür, dass mobile Individuen aus

altruistischen Gründen oder aus eigennützigen Motiven durchaus ein Interesse an

einer gewissen Umverteilung haben dürften und deren Durchführung nicht so-

gleich mit Abwanderung sanktionieren. Allerdings findet sich in den USA auch

empirische Evidenz für die These, dass die Reichen tendenziell dorthin wandern,

wo sie weniger Steuern für Umverteilung zahlen müssen, während die Armen

Regionen mit höheren Transferleistungen präferieren.24 Ferner wird festgestellt,

dass die US-Bundesstaaten die Höhe ihrer Wohlfahrtsleistungen an denen ihrer

Nachbarn ausrichten. Werden dort die Wohlfahrtssätze gesenkt, findet auch in der

betrachteten Jurisdiktion eine Verringerung statt (Yardstick-competition).25 Der-

artige Faktoren haben zu einer gewissen Reduktion der Umverteilungspolitik,

nicht jedoch zu deren Ende geführt.

Insgesamt zeigt sich, dass die in der Empirie beobachteten Auswirkungen des in-

stitutionellen Wettbewerbs mehr oder weniger von den Implikationen des

MacDougall-Kemp-Modells abweichen. Weiten wir daher die Untersuchung auf

andere Politikbereiche aus.

3   Untersuchung weiterer Politikbereiche

                                                          
22 Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (2002a), S. 20 f.
23 Vgl. Blankart (1998), S. 238.
24 Vgl. Feld (2000), S. 128 ff.
25 Vgl. Feld (2000), S. 151.
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3.1   Sozial- und Umweltpolitik

Im MacDougall-Kemp-Modell vergleichen die mobilen Faktorbesitzer die alter-

nativen Standorte lediglich unter dem Aspekt der Besteuerung. Als nicht weniger

kostenträchtig können sich aber auch die Sozial- und Umweltstandards erwei-

sen. Diese sind in den Industrieländern höher als in den Entwicklungsländern. Für

Unternehmen sei es daher attraktiv, ihre Produktion von den erstgenannten in die

letztgenannten Länder zu verlegen. Dadurch werde jedoch die Ausbeutung der

Arbeitnehmer wie auch die der Natur in den Entwicklungsländern ausgeweitet.

Gleichzeitig gerieten die Sozial- und Umweltstandards in den Industriestaaten

unter einen massiven Wettbewerbsdruck. Auch bei uns nähmen, so die Auffas-

sung von Attac, die soziale Unsicherheit, die soziale Ausgrenzung und die soziale

Ungerechtigkeit zu.26 Die sozialen Sicherungssysteme würden abgebaut und durch

private Institutionen ersetzt. Renten, Gesundheit, Bildung und Umwelt entwickel-

ten sich zur Ware.27 Nicht nur bei den Kapitalsteuern, sondern auch bei den Sozi-

al- und Umweltstandards führe die Globalisierung somit zu einem Race to the

bottom. Sind diese Befürchtungen gerechtfertigt?

Wegen der Schwierigkeiten, die soziale Sicherheit, Integration und Gerechtigkeit

zu messen, muss auf Hilfsmaßstäbe zurückgegriffen werden. Ein Blick in die So-

zialstatistiken zeigt indes, dass die Sozialleistungen nicht nur absolut, sondern

auch relativ zum BIP in den letzten 20 Jahren in den allermeisten Industriestaaten

zugenommen haben. So wuchs die Sozialleistungsquote von 1980 bis 1999 in der

Bundesrepublik von 30,6 auf 31,9 %, in den USA von 18,6 auf 20,9 % und in Ja-

pan von 14,2 auf 19,9 %.28 Und nicht nur die finanziellen Leistungen, sondern

auch die arbeits- und sozialrechtlichen Standards wurden in jüngerer Zeit in

den meisten Industriestaaten eher verbessert. Bei uns wurden in den letzten Jahren

beispielsweise die betriebliche Mitbestimmung, der Teilzeitanspruch und der

Kündigungsschutz ausgebaut, das Entsendegesetz, das Befristungsgesetz, das

Vergabegesetz und das Scheinselbständigkeitsgesetz verabschiedet, während das

                                                          
26 Vgl. Attac (2002).
27 Vgl. Attac (2002).
28 Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (2002a), S. 17, (2002b), S. 75.
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Tarifkartell, der Flächentarif, der Tarifvorbehalt, das Günstigkeitsprinzip und die

Allgemeinverbindlichkeit unangetastet blieben.

Ähnliches gilt für die Umweltstandards. Entsprechende deutsche Stichwörter

lauten: Einführung des Grünen Punktes und des Dosenpfands, stufenweise Erhö-

hung der Ökosteuer sowie zunehmende Förderung der erneuerbaren Energien und

der Kraft-Wärme-Kopplung. Hinzu kommen zahlreiche EU- und internationale

Abkommen zum Schutze der Pflanzen und Tiere, der Meere, der Luft und des

Klimas.29 Ein Race to the bottom bei den Sozial- und Umweltstandards ist somit

nicht diagnostizierbar.30 Betrachten wir abschließend einen völlig anderen Poli-

tikbereich.

3.2   Wettbewerbspolitik

Im MacDougall-Kemp-Modell wird als institutionelle Variable lediglich die Be-

steuerung untersucht. Geringere Kapitalsteuern erhöhen die Nettokapitalrendite

der Unternehmen. Eine ähnliche Wirkung lässt sich aber auch durch eine laxere

Wettbewerbspolitik erreichen. Kommt ein Staat wanderungswilligen Unterneh-

men bei der Anwendung des Kartellverbots, der Fusionskontrolle oder der Miss-

brauchsaufsicht über marktbeherrschende Unternehmen entgegen, können die be-

günstigten Unternehmen ihre Marktmacht vergrößern bzw. gegenüber Konkur-

renten und Kontrahenten ungestörter ausnutzen. Die finanziellen Effekte einer

solchen Privilegierung dürften denen einer Steuersenkung entsprechen. Immer

mehr Staaten würden daher im Zuge der Globalisierung, so die These, eine laxere

Wettbewerbspolitik präferieren.31 Dann müssten aber auch die übrigen Staaten

gleichziehen, wollen sie nicht Unternehmen und damit Arbeitsplätze sowie Steu-

eraufkommen verlieren. Auch in diesem Politikbereich drohe somit ein Race to

the bottom. Was ist von dieser Argumentation zu halten?

                                                          
29 Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (2002a), S. 18.
30 Vgl. zu diesem Resümee im Hinblick auf die sozialen Sicherungssysteme in den europäischen

Ländern Berthold/Neumann (2002), S. 47. Zu einem ähnlichen Ergebnis hinsichtlich des Um-
weltschutzes in den USA kommen List/Gerking (2000), S. 454.

31 Vgl. etwa Sinn, H.-W. (1999).
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Gerade in jüngerer Zeit haben Regierungen versucht, inländischen Unternehmen

bei spektakulären Fusionsvorhaben zu helfen. Sie waren bereit, wettbewerbsge-

fährdende Marktstrukturen aus industriepolitischen Interessen zuzulassen.32

Allerdings sind diese – ohnehin nicht zahlreichen - Versuche zum Teil am Wider-

stand ausländischer sowie inländischer Kartellbehörden gescheitert. Insgesamt ist

weder eine Aufweichung der kartellrechtlichen Vorschriften noch eine laxere An-

wendung dieser Vorschriften durch die zuständigen Behörden festzustellen. Viel-

mehr nimmt die internationale Zusammenarbeit der führenden Kartellbehörden im

Interesse der Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen auch auf den globali-

sierten Märkten eher tendenziell zu. Das beginnt bei der Anwendung nationalen

Wettbewerbsrechts auf ausländische Wettbewerbsbeschränkungen mit Inlands-

wirkungen gemäß der Effects doctrine und reicht bis zu bi- sowie multinationalen

Kooperationsarrangements zum Schutze des Wettbewerbs.33 Auch im Bereich der

Wettbewerbspolitik ist somit ein Race to the bottom nicht festzustellen.

Das führt zu der Frage, warum weder das MacDougall-Kemp-Modell noch die

damit verwandten Ansätze in der Lage sind, die tatsächlichen Auswirkungen des

mit der Globalisierung einhergehenden institutionellen Wettbewerbs besser zu

prognostizieren bzw. zu erklären.

                                                          
32 Zur Entwicklung der sog. Ministererlaubnis im Rahmen der deutschen Fusionskontrolle unter

dem Aspekt des Standortwettbewerbs vgl. Isele (2003), S. 15 ff.
33 Vgl. Basedow (1998), S. 19 ff., Budzinski (2002).
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4   Mängel der betrachteten Ansätze

Es zeigt sich, dass die betrachteten Ansätze gravierende Mängel aufweisen. Dabei

handelt es sich vor allem um die Vernachlässigung relevanter Größen sowie um

den Rückgriff auf verfehlte Verhaltensannahmen.

4.1   Transaktionskosten von Individuen und Unternehmen

Ein erster Mangel des MacDougall-Kemp-Modells wie auch ähnlicher neoklassi-

scher Modelle liegt in der Vernachlässigung der Transaktionskosten.34 So tre-

ten bereits im Vorfeld einer geplanten Abwanderung Informationskosten auf.

Die Faktorbesitzer können sich mit einem vertretbaren Aufwand nicht vollständig

über die Preis-Leistungs-Pakete aller Jurisdiktionen informieren. Und selbst wenn

die Quantitäten der vorhandenen Alternativen bekannt sind, kann deren Qualität

nicht immer richtig eingeschätzt werden. Aufgrund von Informationskosten wer-

den die Individuen somit nur eingeschränkte Kenntnisse von den verfügbaren

Preis-Leistungs-Paketen erlangen. Die damit einhergehenden Hemmnisse werden

auf internationaler Ebene stärker als auf nationaler Ebene ausgeprägt sein.

Zudem treten bei Wanderungen von Individuen infolge eines Arbeitsplatz- und

Wohnungswechsels Mobilitätskosten auf. Im Einzelnen können sich diese als

finanzielle Einbußen ergeben, die aus vorübergehender Arbeitslosigkeit, Doppel-

belastung bei Mieten usw. resultieren. Sie fallen umso höher aus, je größer die

Distanz zwischen dem bisherigen und dem neuen Wohnort und je inflexibler die

jeweiligen Arbeits- und Wohnungsmärkte sind. Darüber hinaus bestehen norma-

lerweise gravierende Hindernisse für die individuelle Mobilität durch familiäre,

gesellschaftliche und kulturelle Bindungen sowie aufgrund der angestammten

Sprache. Abwanderungen als Antwort auf Unzufriedenheit mit dem institutionel-

len Angebot werden deshalb auf internationaler Ebene höhere Mobilitätskosten

verursachen als innerhalb kleinerer Distanzen und desselben Kultur- bzw.

Sprachraumes.
                                                          
34 Zum Folgenden vgl. Eickhof/Isele (2002), S. 965 ff.
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Nicht nur bei den Wanderungen von Individuen, sondern auch bei denen von Ka-

pital bzw. von Unternehmen treten Mobilitäts- sowie Informationskosten auf. Zu-

nächst ergeben sich direkte Mobilitätskosten, wenn Sunk costs vorliegen. Letztere

beruhen darauf, dass bestimmte Aufwendungen für Sach- und Humankapital nur

eine eingeschränkte, standortbezogene Nutzung ermöglichen und ein Transfer

dieser Ressourcen im Zuge einer Standortverlagerung mit Wertverlusten verbun-

den wäre. Ferner bestehen normalerweise Affinitäten zu nationalen oder im selben

Kultur- und Sprachraum liegenden Standorten, die sich mit kulturellen oder

sprachlichen Lernkurveneffekten erklären lassen: Anfangs ergeben sich relativ

hohe Kosten für den Erwerb adäquater Kenntnisse der Landesbesonderheiten, wie

beispielsweise den erfolgreichen Umgang mit Geschäftspartnern, Politikern, Ver-

bandsfunktionären und Bürokraten, gegebenenfalls auch für das Erlernen einer

anderen Landessprache. Diese Kosten nehmen jedoch mit der Dauer des Verbleibs

an einem Standort kontinuierlich ab und bremsen somit die (weitere) Mobilität der

Faktoren.

4.2   Verhaltensweisen privater und politischer Akteure

Ein zweiter Mangel der neoklassischen Modelle des institutionellen Wettbewerbs

liegt in verfehlten Annahmen über das Verhalten der privaten, insbesondere

jedoch der politischen Akteure. Nach dem MacDougall-Kemp-Modell besteht für

die mobilen Faktoren kein Anreiz zur Finanzierung einer Umverteilung. Demge-

genüber wurde bereits oben darauf hingewiesen, dass entsprechende Individuen

aus altruistischen Gründen oder aus eigennützigen Motiven durchaus ein Interesse

an einer gewissen Umverteilung haben dürften und deren Durchführung nicht so-

gleich mit Abwanderung sanktionieren. So können reiche, mobile Individuen auf-

grund interdependenter Nutzenfunktionen, d.h. einer Situation, in der das Nutzen-

niveau der Armen ein Argument in ihren Nutzenfunktionen ist, Umverteilung

wünschen und finanzieren.35 Zweitens können reiche Bürger Angst vor einer Ge-

fährdung des sozialen Friedens infolge der Armut der anderen haben oder auf-

grund von Komplementaritäten im Produktionsprozess vom reibungslosen Zu-

                                                          
35 Vgl. Feld (2000), S. 77 ff.
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sammenleben mit ärmeren Individuen abhängig sein und daher verhindern wollen,

dass wegen mangelnder Gesundheit und Bildung die benötigten Produktionsfakto-

ren nicht zur Verfügung stehen. Und drittens besteht auch bei reichen, mobilen

Individuen eine gewisse Unsicherheit über die eigene Position bezüglich Ein-

kommen und Gesundheit in der Zukunft, weshalb sie bereit sein können, eine so-

lidarische Versicherung gegen fundamentale Lebensrisiken zu finanzieren, um

diese im Notfall selbst in Anspruch nehmen zu können.

Noch stärker als das Verhalten der privaten weicht das der politischen Akteure

von den üblichen Modellprämissen ab. Im MacDougall-Kemp-Modell wie auch in

anderen neoklassischen Modellen des institutionellen Wettbewerbs wird davon

ausgegangen, dass die Politiker nicht ihre eigenen Interessen, sondern die Wohl-

fahrt der einheimischen Bevölkerung zu maximieren versuchen. Demgegenüber

ist gemäß der Neuen Politischen Ökonomik auch auf die politischen Akteure das

Eigennutzaxiom anzuwenden.36 Um jedoch den eigenen Nutzen maximieren zu

können, müssen Politiker die Regierungsgewalt erlangen bzw. verteidigen. In de-

mokratischen Systemen konkurrieren sie deshalb um Wählerstimmen und streben

das Stimmenmaximum an. Politische Aktivitäten werden insofern vor dem Hin-

tergrund der Überlegung durchgeführt, ob dadurch Stimmengewinne erzielt bzw.

politische Ziele ohne Stimmenverluste verwirklicht werden können.

Da eine Abwanderung von Unternehmen mit Arbeitsplatzverlusten, Steuerausfäl-

len und weiteren ökonomischen Nachteilen verbunden ist und die betroffenen Po-

litiker befürchten müssen, dafür verantwortlich gemacht zu werden sowie Wähler-

stimmen zu verlieren, verfügen mobile Unternehmen durchaus über ein Drohpo-

tenzial hinsichtlich des institutionellen Angebots. Die Politiker können sich des-

halb veranlasst sehen, ein den Präferenzen der mobilen Faktorbesitzer entspre-

chendes Preis-Leistungs-Paket bereitzustellen. Dazu müssen jedoch die Andro-

hung der Abwanderung glaubhaft, die Gruppe der unmittelbar und mittelbar von

der Abwanderung Betroffenen groß und gut organisiert sowie der befürchtete

Stimmenverlust signifikant sein.

                                                          
36 Vgl. Behrends (2001), S. 15 ff.
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Andererseits sind den Politikern bei ihrer Standortpolitik Grenzen gesetzt, wenn

geplante institutionelle Änderungen zugunsten der mobilen Faktorbesitzer von den

Wählern, von den Verbänden, von den Bürokratien und/oder von den Gerich-

ten nicht akzeptiert werden. So ist bei uns zu beobachten, dass beispielsweise

Wähler, Gewerkschaften, soziale Verbände und Gerichte nicht erst ein Ende der

Umverteilungspolitik, sondern bereits eine Einschränkung der sozialen Siche-

rungssysteme ablehnen, ferner, dass Wähler, Umweltparteien und andere Um-

weltorganisationen sogar für eine Erhöhung der Umweltstandards kämpfen, und

schließlich, dass sich Konkurrenten und Kontrahenten fusionswilliger Unterneh-

men, Kartellämter, Gerichte sowie die EU-Kommission gegen eine laxere (natio-

nale) Wettbewerbspolitik wenden.

Machen mobile Unternehmen ihre Drohung indessen wahr und verlassen sie trotz

anstehender Informations- und Mobilitätskosten einen relativ unattraktiven Stand-

ort, wird das von den Politikern lange Zeit hingenommen, bis es zu ersten institu-

tionellen Reformen kommt. Der den Politikern dadurch entstehende Schaden ist

erheblich geringer, als wenn sie sich gemäß dem MacDougall-Kemp-Modell oder

den damit verwandten Ansätzen verhielten und es in zahlreichen Politikbereichen

zu den oben skizzierten Races to the bottom käme.
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5   Wirtschaftspolitische Konsequenzen

Die Globalisierung bewirkt eine Intensivierung sowohl des Produktwettbewerbs

als auch des Standortwettbewerbs sowie des institutionellen Wettbewerbs. Sie

weckt damit Hoffnungen, aber auch Befürchtungen.

Die Pessimisten befürchten vor allem den Verlust der nationalstaatlichen Hand-

lungsspielräume. In mehr oder weniger zahlreichen Politikbereichen komme es zu

einer ruinösen institutionellen Konkurrenz bzw. zu einem Race to the bottom. Zur

Vermeidung bzw. Bekämpfung dieses Wettbewerbsversagens seien eine weitge-

hende Zentralisierung der politischen Entscheidungen sowie eine Ex-ante-

Harmonisierung aller betroffenen Politikbereiche erforderlich.

Das MacDougall-Kemp-Modell wie auch ähnliche neoklassische Modelle des

institutionellen Wettbewerbs unterstützen die pessimistischen Prognosen. Den

theoretischen Aussagen widerspricht jedoch die empirische Evidenz. Zwar kommt

es in den untersuchten Politikbereichen zu institutionellen Reformen. Das be-

fürchtete Race to the bottom ist allerdings nicht festzustellen.37 Ergeben sich indes

in einzelnen Ländern beispielsweise gewisse Reduktionen der Kapitalsteuern, so

ist das aus volkswirtschaftlicher Sicht grundsätzlich keineswegs negativ zu beur-

teilen, stellt der Steuerwettbewerb doch „ein nützliches Instrument dar, um den

fiskalischen Appetit von Politikern zu zügeln“38. Die Differenzen zwischen Theo-

rie und Empirie können auf typische Mängel der neoklassischen Modelle des in-

stitutionellen Wettbewerbs zurückgeführt werden. Es wäre daher völlig verfehlt,

den institutionellen Wettbewerb durch unnötige Zentralisierungen und vor-

schnelle Harmonisierungen zu beschränken.

Zentralisierungen und Harmonisierungen maximieren die Auswirkungen ineffizi-

enter Aktivitäten. Demgegenüber bleiben dezentrale, singuläre Fehlentscheidun-

gen auf die jeweilige Jurisdiktion begrenzt, während effiziente Problemlösungen

bei einem unbeschränkten institutionellen Wettbewerb mehr oder weniger schnell
                                                          
37 Einen Schritt weiter geht Gary Becker, nach dessen Auffassung „competition among nations

tends to produce a race to the top rather than to the bottom“. Zitiert bei Oates (2002), S. 377.
38 Huber (1997), S. 251.
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von den anderen Jurisdiktionen imitiert werden können. Grundsätzlich sind daher

möglichst dezentrale, föderale wirtschaftspolitische Entscheidungsstrukturen

aufrechtzuerhalten bzw. herzustellen.39 Das Subsidiaritätsprinzip ist zu beachten,

die Eigenverantwortlichkeit der einzelnen Jurisdiktionen zu stärken. Zentralismus,

aber auch Gemeinschaftsaufgaben und kofinanzierte Projekte sind dementspre-

chend zu reduzieren.

Dieses Resümee darf nicht als eine Ablehnung jeglicher internationaler Koordina-

tion im Bereich der Wirtschaftspolitik missverstanden werden. So bedarf eben

auch der institutionelle Wettbewerb einer freiheitsschützenden und effizienzsi-

chernden Ordnung. Dazu müssen die einzelnen Staaten auf einen Teil ihrer Sou-

veränität verzichten und ihr Verhalten an die vereinbarten Regeln binden. Ferner

werden sich auch in Zukunft einzelne, überlegene Problemlösungen supranational

durchsetzen und institutionell abgesichert werden. Historische Beispiele sind in-

ternationale Regelungen bezüglich Kinder- und Frauenarbeit sowie andere soziale

und wirtschaftliche Mindeststandards.

Darüber hinaus kann sich ein internationaler Koordinationsbedarf ergeben, wenn

echte Fälle des Markt- und Wettbewerbsversagens40 auftreten und die Grenzen der

jeweiligen Jurisdiktion überschreiten. So können im Bereich des Umweltschutzes

die Internalisierung grenzüberschreitender externer Effekte oder im Bereich der

Wettbewerbspolitik die Produktion öffentlicher Güter in Form von Handelslibera-

lisierungen und Marktöffnungen wohl am besten mit Hilfe supra-

jurisdiktioneller Institutionen erreicht werden. Wie bereits angedeutet, gibt es in

den beiden letztgenannten – wie auch in anderen – Politikbereichen durchaus

schon entsprechende Aktivitäten. In diesen Fällen sollten sich Zentralisierung und

Harmonisierung natürlich auch auf grenzüberschreitende Effekte bzw. Güter be-

schränken. Eine europaweite Vereinheitlichung des Dosenpfandes oder der Inter-

connectiongebühr in der Telekommunikation sind dagegen ökonomisch genauso

wenig angezeigt wie eine Internationalisierung von Sozialversicherungsleistungen

oder die Errichtung eines Weltkartellamtes.

                                                          
39 Hierzu wie auch zum Folgenden vgl. Oates (1972), S. 35; Blankart (1999), S. 555 ff.
40 Vgl. hierzu Eickhof (1993), S. 208 ff.
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